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Die Generation Y, ihre Wünsche und Zukunftsplanungen sind ein viel 
diskutiertes Thema. Die MetallRente Studie „Jugend, Vorsorge, Finanzen 
2016“ bringt in den gesellschaftlichen Diskurs einen wichtigen Aspekt 
ein: Die im August und September 2015 durchgeführte Untersuchung 
fragte nach dem Vorsorgeverhalten junger Leute und ihren Einstellungen 
zum Rentensystem.

Das hat einen guten Grund: Die heutigen Jugendlichen und jungen 
 Erwachsenen sind die erste Generation, die von der weitreichenden 
 Rentenreform der vergangenen Jahre in vollem Umfang erfasst wird.  
Sie können sich erheblich weniger auf wohlfahrtsstaatliche Leistungen 
zur Alterssicherung verlassen als jede Generation vor ihnen. Ohne 
 frühzeitige zusätzliche Altersvorsorge droht ihnen nach dem Erwerbs­
leben das Abrutschen in die Altersarmut. Und da das Sparen fürs Alter 
 abnimmt – auch das ein Ergebnis der Studie –, wird die Armut im 
Renten alter ein ganz reales Szenario. Politisches Eingreifen wird  
deshalb immer dringender und notwendiger.

Schon die beiden Vorläuferstudien zeigen, dass es vielen jungen 
 Erwachsenen in Deutschland schwerfällt, das sogenannte Drei­Säulen­
Modell – die Mischung aus gesetzlicher, betrieblicher und privater 
 Altersvorsorge – zu verstehen. Auch die aktuelle Untersuchung macht 
das noch einmal deutlich. Sie belegt, dass es der Generation Y an 
 finanzieller und wirtschaftlicher Kompetenz fehlt.

Damit wird nun ein klarer Trend sichtbar: Es bedarf zum einen gezielter 
Verbesserungen der Informations­ und Bildungsangebote. Zum anderen 
muss das System der Alterssicherung einfacher und verbindlicher  werden. 
Nur dann wird nach den vorliegenden Ergebnissen die junge Generation 
konstruktiv darauf eingehen. Zurzeit folgt jede der drei  Säulen ihrer 
 eigenen schwer durchschaubaren Logik. Außerdem sind die jeweiligen 
Angebote nicht aufeinander abgestimmt.

Die Studie befasst sich erstmals auch mit Wegen, die Jugendlichen   
einen wirksamen Stupser (Nudge) in Richtung mehr Vorsorge geben 
 können. Die Studienergebnisse zeigen deutlich, dass die junge 
 Generation manche Nudges – etwa Spar­Automatismen – mehrheitlich 
befürwortet.

In einem zweiten Teil blickt die Studie über den deutschen Tellerrand 
 hinaus. Europäische Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler unter­
suchen in ihren Beiträgen die Rentensysteme und Reformanstrengungen 
anderer Länder. Dabei wird deutlich: Nicht nur in Deutschland ist die 
nachhaltige Alterssicherung in Gefahr ... aber erfolgreiche Reformen 
sind machbar! 

Mit dieser Studie, die sowohl in ausführlicher Form als Buch und in der 
vorliegenden zusammenfassenden Variante erscheint, bekommen alle 
Akteure im Bereich der Alterssicherung wichtige Informationen und 
 aussagekräftige Daten an die Hand, die  ihnen helfen, richtige und 
 wegweisende Entscheidungen zu treffen.

Die Herausgeber der MetallRente Studie 2016  
„Jugend, Vorsorge, Finanzen“: 
 
Prof. Dr. Klaus Hurrelmann ist Senior Professor für   Bildungs- 
und Gesundheitsforschung an der  Hertie School of Gover-
nance in Berlin. Ein aktueller  Forschungsschwerpunkt von 
ihm liegt in der strategischen  Verbindung von Bildungs-, 
 Sozial- und  Gesundheitspolitik. Er arbeitet seit 2002 im 
 Leitungsteam der Shell Jugendstudien. 

Heribert Karch ist Geschäftsführer des   
Versorgungswerks MetallRente.

Prof. Dr. Christian Traxler ist Professor für  Ökonomie an der 
Hertie School of Governance.  Seine Forschungsschwerpunkte 
sind Frage stellungen aus der Verhaltensökonomie und der 
Finanz issenschaft.
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#2
Die junge Generation hat im Vergleich  
zu der Befragung 2013 weniger Angst  
um die  deutsche Wirtschaft. So glauben nur 
26 Prozent „voll und ganz“ („eher“ 34 %), dass  
die Wirtschaft durch verschuldete Euro­Länder 
gefährdet ist. 2013 lagen diese Werte noch bei  
34 bzw. 43 Prozent. Trotz Krise haben 22 Prozent  
„voll und ganz“ („eher“ 39 %) Vertrauen in den 
Euro. Auch diese Werte entwickelten sich im 
 Vergleich zu 2013 positiv.

#1
Die Mehrzahl der jungen Leute ist optimistisch,  
wenn sie an ihre eigene  Zukunft denkt. 2016 gehen  
73 Prozent von einer guten persönlichen Entwicklung  
aus („sehr gut“ 22 %). Damit steigerten sich die  positiven 
Erwartungen gegenüber den letzten Studien. Auch die 
Entwicklung Deutschlands beurteilt die  junge Genera tion 
zunehmend positiv: 48 Prozent schätzen sie aktuell als 
gut ein („sehr gut“ 5 %). 2010 lagen diese Zahlen noch 
bei 37 („gut“) und 1 Prozent („sehr gut“).

#3
Die Generation Y zweifelt immer mehr  
an der  privaten  Vorsorge. So stimmen nur  
23 Prozent „voll und ganz“ („eher“ 40 %) der 
 Aussage zu, dass man von  einer  privaten  
Vorsorge mehr erwarten kann als von der 
 staat lichen Rente. 2010 waren es 31 bzw.  
46 Prozent.

Methodik der Studie

Die vorliegende Studie „Jugend, Vorsorge, 
 Finanzen 2016“ lässt junge  Leute über ihre 
 Einstellungen und  Strategien zur Alters­
vor sorge zu Wort kommen. In den beiden 
MetallRente Studien von 2010 und 2013 
wurde klar: Die  Jungen sind zwar grund­
sätzlich  bereit, für das Alter vorzusorgen, 
aber nur eine  kleine Minderheit verfolgt 
 tatsächlich auch   tragfähige Strategien.  
Mit der dritten repräsentativen Befragung 
wird es nun möglich, konkrete Trendaus­
sagen über einen   Zeitraum von sechs 
 Jahren zu treffen.

Um einen aussagekräftigen Vergleich zu 
den  Ergebnissen der Jahre 2010 und 2013 
ziehen zu  können, blieb der  bisherige Kern 
der Umfrage unverändert. Ergänzt wurde 
diese durch eine Reihe neuer  Fragen, die 
sich zum  Beispiel um eine eventuelle auto­
matische Einbeziehung in eine zu sätzliche 
Altersversorgung  drehen. Damit  bildet die 
 Studie erstmals die Sicht der  Generation Y 
auf das  sogenannte  „Nudging“ in der Alters­
vorsorge ab (siehe Begriffsklärungen S.7).

Methodisch geht die Studie von 2016 wie 
ihre  Vorgängerinnen vor: TNS Infratest 
 Sozialforschung führte eine bundesweit 
 repräsentative  Erhebung bei 2500 Jugend­
lichen im Alter von 17 bis 27  Jahren durch. 
Damit ist die Befragung vom August und 
 September 2015 eine Wiederauflage der 
 beiden Erhebungen vom Herbst 2009 und 
vom Herbst 2012.

Basis der Untersuchung sind telefonische 
CATI­ Befragungen (Computer­Assisted 
 Telephone  Interview). Diese elektronische 
 Programmierung und Steuerung des Inter­
viewablaufs reduziert  potenzielle Fehler­
quellen auf ein Minimum. In die Studie 
 einbezogen wurden sowohl  Haushalte  
 in Deutschland, die über einen Festnetz­
tele fon anschluss verfügen, als auch jene, 
die nur mit  einer Mobilfunknummer zu 
 erreichen sind.

Die zehn  
wichtigsten  
Fakten der  
Studie
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#4
Bei jungen Frauen sinkt die Angst vor Alters­
armut. So  haben aktuell nur 34 Prozent der Frauen  
„voll und ganz“ („eher“ 27 %) Angst davor. 2010 lagen 
 diese Werte noch bei 47 bzw. 24 Prozent. Nur 27 Prozent 
der jungen Männer teilen diese Angst „voll und ganz“ 
(„eher“ 23 %). Diese Werte sind im  Vergleich zu den 
 vergangenen Studien relativ konstant.

#6
Die betriebliche Altersversorgung wird 
 beliebter. Ihr Anteil stieg von 31 Prozent (2010) 
auf 40 Prozent (2016). Dagegen nutzen weniger 
junge Leute Riester­Produkte oder private Renten­  
bzw. Lebensversicherungen. So sank allein der 
 Anteil der Altervorsorgesparer, die „riestern“,  
von 50 Prozent im Jahr 2010 auf 42 Prozent 2016.

#7
Die junge Generation will das Leben 
 zunächst  genießen und spart deswegen 
weniger für das Alter. So stieg der Anteil der 
jungen Sparer, die das „voll und ganz“ so sah, von 
45 Prozent im Jahr 2010 auf 50 Prozent im Jahr 
2016. Die Gruppe, die „voll und ganz“ kein oder 
kaum Geld für die Altersvorsorge hat, verringerte 
sich dagegen (2016: 38 % / 2010: 42 %). Insbeson­
dere bei Frauen sinkt die Bereitschaft, für das 
 Alter zu sparen (2016: 49 % / 2010: 57 %).

#9
Der Informationsbedarf in 
 Sachen  Altersvorsorge ist bei 
der jungen  Generation groß.  
Aktuell wünschen sich 91 Prozent 
jährliche Informationen über ihre 
 Ansprüche. Sie betonen aber zu  
81 Prozent, dass diese verständlicher 
sein müssten. Nur zehn Prozent 
 verfügen ihrer Meinung nach über  
zu viel und nicht über zu wenig 
 Informationen.

#10
Die jungen Leute könnten  
sich mit automatischen 
 Sparregelungen anfreunden. 
65 Prozent würden dem zustimmen. 
Wenn so eine Sparregel mit einer 
Ausstiegsmöglichkeit und einer 
 Bezuschussung kombiniert wird, 
steigt die  Zustimmungsrate sogar 
auf 89  Prozent.

#8
Die betriebliche Altersversorgung ist 
 deutlich bekannter als die RiesterRente:  
39 Prozent könnten die bAV einem Freund erklären. 
Aber nur 27 Prozent trauen sich aktuell zu, die 
Riester­Förderung zu beschreiben. Das ist ein 
 historisches Tief.

#5
Das Sparverhalten der jungen Leute ist 
 stabil. Allerdings haben sich die Gründe 
 dafür verschoben. 54 Prozent sparen regel­
mäßig und 30 Prozent ab und zu (2010: 53 % / 31 %). 
Die Sparer legten zum Beispiel mit 64 Prozent 
 vermehrt Geld für eine Urlaubsreise zur Seite. 
(2010: 56 %). Auch die Bereitschaft, für Ausbildung 
und Studium zu sparen, war höher (2016: 42 % / 
2010: 39 %). Mit 49 Prozent spart nur noch knapp 
die Hälfte aller Jugendlichen für das Alter  
(2010: 55 %) und von den jungen Sparern noch 
58 % (2010: 66 %).
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Die Politik sollte jetzt die  Weichen  stellen, um die junge Generation  
vor  Alters armut zu schützen: Darin sind sich der Sozialwissenschaftler   
Prof. Dr. Klaus Hurrelmann und der  Ökonom Prof. Dr. Christian Traxler einig.  
Die beiden Mitherausgeber der  Studie lehren und forschen an der  
Hertie School of Governance Berlin.

„Die Politik ist gefragt!“

H
ie

r 
is

t 
ei

nd
eu

ti
g 

di
e 

Po
lit

ik
 g

ef
or

de
rt

.

So
 w

ie
 h

eu
te

 k
an

n 
es

 je
de

nf
al

ls
 n

ic
ht

 w
ei

te
rg

eh
en

. 

D
em

 s
ti

m
m

e 
ic

h 
zu

.
D

as
 is

t k
ei

ne
 S

ch
w

ar
zm

al
er

ei
,  

 
 

so
nd

er
n 

ei
nf

ac
h 

ei
ne

 T
at

sa
ch

e.

 
 

Die Zukunft der Altersvorsorge: 

Welche Ergebnisse haben Sie am   
meisten erstaunt?

Traxler: Auch 15 Jahre nach der Renten reform 
hat sich noch keine Kultur zusätz licher Vorsorge 
in Deutschland entwickelt. Das Gegenteil ist der 
Fall: Die Tendenz geht bei der jungen Genera­
tion sogar in die entgegengesetzte Richtung.

Hurrelmann: Dem stimme ich zu. Doch  zugleich 
erstaunt mich der Realitätssinn der jungen Leute. 
Es ist ihnen klar, dass die aktuellen Vorsorge­ 
Angebote kein  angemessenes Leben im Alter 
sicher stellen.

Welche Erklärung haben Sie für  
das  Vorsorgeverhalten der jungen 
 Generation?

Traxler: Die jungen Leute sind mit der Alters­
vorsorge überfordert. Das hängt  sicher mit der 
Tatsache zusammen, dass diese Entscheidungen 
äußerst komplex sind ... zumal sich die Jugend­
lichen einer schwer vorhersehbaren Zukunft 
 gegenübersehen. Zugleich zeigt sich eine starke 
Gegenwartsfixierung. Junge Menschen sind vor 
allem mit der unmittelbaren  Erfüllung akuter 
Bedürfnisse  beschäftigt.

Hurrelmann: Diese Gegenwartsbezogenheit ist 
absolut nachvollziehbar. Denn die jungen Leute 
entscheiden sich für Dinge, die ihnen aktuell 
von Nutzen sind und nicht für etwas, von dem 
sie nicht wissen, ob es ihnen später  tatsächlich 
hilfreich sein wird. Die Jugendlichen sparen aber 
nicht nur für den Konsum, sondern auch für 
 Studium und Ausbildung. Ihnen ist klar, dass 
 Bildung Vorteile am Arbeitsmarkt bringt und  
das Armutsrisiko senkt.

Die Studie belegt, dass die  Generation Y  
in Sachen  Altersvorsorge der Politik mehr 
Vertrauen entgegenbringt als  privaten 
 Akteuren. Was sind Ihrer  Meinung nach 
die Gründe dafür?

Hurrelmann: Aus der Kenntnis der letzten 
 Wirtschafts­ und Finanzkrisen wissen die jungen 
Leute, wie unzuverlässig private Vorsorgepro­
dukte sein können. Deshalb ist es eine ganz 
nüchterne und unideologische Erwägung, dass 
der Staat eher das Gemeinwohl im Sinne hat  
als Unter nehmen.

Traxler: Die Skandale und Krisen der letzten 
 Jahre haben dazu geführt, dass  Banken und 
 Versicherungen stark an Glaubwürdigkeit 

6



 verloren haben.  Dagegen ist das Image der Politik vergleichs­
weise stabil. Die Skandale dort haben die  Gesellschaft bei 
 weitem nicht so  erschüttert wie etwa die Finanz­ und Wirt­
schaftskrisen.

Wie deuten Sie die Zustimmung der  jungen Leute  
zu  einer automatischen Sparregelung?

Traxler: Die beinahe einhellige Zustimmung zu einer auto ma­
tischen Default­ Sparregel fand ich sehr überraschend. Es scheint 
so, als wünschen sich Jugend liche einen Automatismus, der  ihnen 
eigenständige Entscheidungen zumindest teilweise  abnimmt.  
Zu dieser Interpretation passt auch, dass das  Meinungsbild zu 
Nudging differenziert ist. So lehnen die  Befragten eine persona­
lisierte Erinnerung an selbst gesetzte Sparziele ab. Sie wollen 
 allem Anschein nach mit dem Thema nicht  regelmäßig konfron­
tiert werden.

Hurrelmann: Hier wird die sehr pragmatische Einstellung der 
Generation Y  sichtbar. Sie befürworten den sanften Paternalis­
mus ... aber nicht in jeder Form: So begrüßen sie einen Auto­
matismus, jedoch nicht die Aufforderung zur  Eigeninitiative.

Was wird passieren, wenn es zeitnah  keine  weiteren 
 Reformschritte bei der  Altersvorsorge gibt?

Traxler: Ich bin mir sicher, dass sich der  aktuelle Trend in der 
 Zukunft fortsetzen wird und bei  Jugendlichen die Aktivitäten  
für ihre Altersvorsorge nicht sprunghaft steigen werden. Damit 
steigt die Gefahr der Altersarmut. Allerdings ist diese  Generation 
noch so weit von der Rente entfernt, dass sie auf die Politik in 
dieser Sache zurzeit noch kaum Druck  ausübt.

Hurrelmann: Die Politik muss jetzt trotzdem handeln. Denn sonst 
ist es für die junge Gene ration zu spät. Dann ist sie  objektiv von 
Alters armut bedroht. Das ist keine Schwarzmalerei, sondern 
 einfach eine Tatsache.

Welche Tipps geben Sie  jungen  Menschen,  damit ihre    
Aussichten auf f nanz ielle  Sicherheit im Alter  steigen?

Traxler: Sie sollten sich eigenständig mit  Finanz­ und Kapital­
märkten beschäftigen. Ein Schulfach wie „Wirtschaft und 
F inanzen“ könnte sie hierbei unterstützen.  Erspartes in breit 
 diversifizierte, passive Indexfonds anzulegen, würde z. B. 
 lang fristig Sinn machen. Grundsätzlich bin ich aber pessimistisch, 
dass sich die breite Masse eigenständig um Altersvorsorge 
 kümmert. Hier ist eindeutig die  Politik gefordert.

Hurrelmann: Und damit die Politik sich  bewegt, müssten sich 
die jungen Leute selbst politisch engagieren und ihre Vorstel­
lungen offensiv  vortragen. So wie heute kann es  jedenfalls nicht 
weitergehen. Denn selbst, wenn jemand vorbildlich in alle drei 
Säulen der Altersvorsorge einzahlt, kann er am Ende nicht mit 
 einem  zufriedenstellenden Ergebnis rechnen. Das  System führt 
die jungen Leute an der Nase  herum.

Begriffserklärungen

Nudging/Nudge:  
Die Begriffe stehen im englischen für 
 Stupsen/Schupsen oder Stups/Schubs. 
Darunter versteht man im Zusammen-
hang mit der  Altersvorsorge  einen 
 wirksamen Stupser hin zur  vermehrten 
Teilnahme an zusätzlicher – meist 
 betrieblicher – Altersversorgung.

„Sanfter“ Paternalismus:  
Da der Stupser zwar in die  gewünschte 
Richtung weist, aber  zu nichts  
verpflichtet, spricht man von einem 
„sanften“  Paternalismus. Schließlich 
bleibt die individuelle Entscheidungs-
freiheit unangetastet.

Default-Sparregel: 
Bei dieser Altersvorsorge  zahlen  
die  Beschäftigten automatisch  
(„per default“) auf ein Rentenkonto 
ein... es sei denn, sie entscheiden  
sich bewusst  dagegen (per „Opt-Out“).

Prof. Dr. Klaus Hurrelmann

Prof. Dr. Christian Traxler
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Die Stimmung in der jungen Generation wird immer besser:  
Das  belegen die drei MetallRente Studien. Glaubten 2010  
noch 15 Prozent der Befragten, dass ihr Leben in den nächsten 
zehn bis 15 Jahren „sehr gut“ verlaufen werde, waren es 2013 
bereits 19 Prozent. In der aktuellen Studie steigt dieser Anteil 
 sogar auf 22 Prozent.

Mit Optimismus  
in die Zukunft

Viel Optimismus für sich  
selbst und inzwischen mehr  
für das Land im Ganzen

Wenn Sie einmal an Ihre  
persönliche Zukunft denken:  
Wie gut oder schlecht wird Ihr 
 Leben in den  nächsten 10 bis  
15 Jahren verlaufen?  

Und wenn Sie an Deutschland  
insgesamt denken: Wie gut  
oder schlecht wird die weitere 
 Entwicklung in den nächsten  
10 bis 15 Jahren verlaufen?
Jugendliche im Alter von 17 bis 27 Jahren  
(Angaben in %)

Der überwältigende Teil der Jugendlichen  vergab 
bereits 2010 für ihre persönliche  Zukunft die  
Note „gut“ (75 %). Diese Zahl liegt  aktuell bei  
73 Prozent und ist damit im  Wesentlichen gleich 
geblieben. Reduziert hat sich vor allem die Grup­
pe derjenigen, die ihre Zukunftserwartungen  
als  „weniger gut“ einschätzt. Ihr Prozentsatz fiel 
von acht  Prozent 2010 auf aktuell nur noch drei 
Prozent.

Auch die Studie 2016 zeigt, dass die Genera tion Y 
ihre eigene Zukunft besser beurteilt als die Aus­
sichten des ganzen Landes. Doch gab es auch hier 
zwischen 2010 und 2016 einen positiven Trend: 
Der Anteil der jungen Leute, die für Deutschland 
gute oder sehr gute Perspektiven sehen, ist von  
38 Prozent (2010) auf 53 Prozent (2016)  gestiegen.

Waren 2010 junge Männer deutlich optimistischer 
als junge Frauen, reduzierte sich dieser Unterschied 
im Jahre 2013. 2016 haben sich die Verhältnisse 
umgedreht: Nun gibt es unter den Frauen mehr 
Optimisten als unter den Männern (57 % versus 
51 %). 2010 waren noch 42 Prozent der Männer 
und nur 33 Prozent der Frauen Optimisten.

Die Stimmung unterscheidet sich je nach 
Bildungs gruppe. So ist sie zwar bei den  einfach 
 Gebildeten aktuell besser als 2010, fällt aber 
 dennoch gegenüber den anderen Gruppen 
 deutlich zurück.  Jugendliche mit mittlerer  
oder höherer Bildung sind optimistischer.

Dazu passt das Studienergebnis, dass die Arbeits­
losigkeit als Schreckensszenario  inzwischen an 
 Bedeutung verloren hat.  Rechneten 2010 noch  
34 Prozent der Befragten „voll und ganz“ oder 
„eher“ mittelfristig mit Arbeits losigkeit, befürchten 
das 2016 nur noch 22 Prozent. Die junge Generation 
hat viel mehr positive Erwartungen: So gehen 
2016 56 Prozent „voll und ganz“ davon aus, dass 
sie ihr  Leben in den nächsten 10 bis 15 Jahren 
 „genießen“ können und „viel Spaß“  haben werden 
(2010: 51 %). Gleichzeitig nahm die  soziale Ein­
stellung zu: 39 Prozent der  jungen Leute geben   
aktuell „voll und ganz“ an, dass sie sich künftig 
 gesellschaftlich engagieren wollen (2010: 33 %).

Die erfolgreiche Entwicklung der Wirtschaft  
hat seit 2013 zu einem Schwinden von Zukunfts­
ängsten geführt. So beun ruhigt das  Szenario  
der Eurokrise aktuell zwar noch 60 Prozent  
(2013: 77 %) „voll und ganz“ oder „eher“. Doch  
77 Prozent  meinen „voll und ganz“ oder „eher“, 
dass  Deutschland wirtschaftlich stabil bleibt  
(2013: 72 %).

Jugendliche erwarten  
mehr Spaß und sehen sich   
engagierter, aber weniger sparsam

Was glauben Sie:  
Welche der folgenden Dinge passen  
am ehesten auf Ihr Leben in den  
nächsten 10 bis 15 Jahren?
Jugendliche im Alter von 17 bis 27 Jahren (Angaben in %)

Ich genieße das Leben,  
habe viel Spaß

Ich habe eine eigene  Familie 
und Kinder

Ich habe eine gute Arbeit,  
die Spaß macht

Ich lege so viel Geld wie  
möglich beiseite

Ich engagiere mich gesell schaft­
lich, bringe mich aktiv ein

Ich habe einen guten Lebens­
standard, kann mir viel leisten

2010   2016 2010   2016

 

Persönliche  
Zukunft

Zukunft  
Deutschland

15 122 5

75

37

73

48

8

51

3

36

1
10

1
9

2010 
2016

2010 
2016

2010 
2016

2010 
2016

2010 
2016

2010 
2016

41

38

59

63

48

45

37

43

43

47

51

56

20

22

33

39

41

34

45

46

51

48

32

33

8

5

18

13

17

14

19

19

9

5

12

12

1

1

1

1

4

1

5

4

3

3

2

  voll und ganz   gar nicht 
  eher   weiß nicht /
  eher nicht  keine Angaben

  sehr gut   schlecht 
  gut   weiß nicht /
  weniger gut  keine Angaben

Skala von 1 „stimme gar nicht zu“  
bis 4 „stimme voll und ganz zu“ 
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Weniger Angst vor Alters armut und  
gleichzeitig Zweifel an der privaten Vorsorge

Insgesamt nimmt die Angst vor Altersarmut ab. Aktuell 
haben 30 Prozent der jungen Leute diese Sorge „voll und 
ganz“ (2010: 38 %). Zusammen mit den Befragten, die 
„eher“ Angst davor haben, liegt der Prozentsatz bei   
55 Prozent (2010: 61 %). Die junge Generation erkennt 
 zudem, dass sie ohne private Vorsorge im Alter arm sein 
wird. 50 Prozent sind davon aktuell „voll und ganz“ 
 überzeugt.

2010 war die Angst vor Altersarmut weit mehr  unter jun­
gen Frauen verbreitet als unter jungen Männern. Diese 
Sorge ging bereits 2013 zurück und erreicht aktuell einen 
Tiefpunkt: Nur noch 34 Prozent der jungen Frauen glauben 
„voll und ganz“, im Alter arm zu sein (2010: 47 %). Bei  
 jungen Männern ist diese Sorge („voll und ganz“) über 
die drei Studien hinweg relativ konstant und liegt aktuell 
bei 27 Prozent. Damit bewerten  Männer und Frauen das 
Problem der Altersarmut immer noch unterschiedlich. 
Doch da die Ängste der weiblichen Befragten stark 
 nachließen, hat sich ihre Sicht inzwischen angenähert.

Die Befürchtungen sind auch je nach Bildungs hinter grund 
unterschiedlich stark ausgeprägt. So haben 51 Prozent 
der Jugendlichen mit einfachem Bildungsniveau „voll und 
ganz“ Angst vor Alters armut, während nur 17 Prozent der 
jungen Leute mit hohem Bildungsstatus diese Sorge teilen. 
 Dazwischen ordnen sich die Befragten mit mittlerer Bil­
dung ein. Während bei den hoch und mittel Gebildeten  
die Angst im Laufe der letzten sechs Jahre abgenommen 
hat, setzte sich dieser Trend bei den einfach Gebildeten 
nicht durch.

Gleichzeitig mit der Abnahme der Angst vor Altersarmut 
sinkt der Glaube, dass private Altersvorsorge bessere 
Renditen abwirft als die staatliche Rente. 2016 stimmen 
dem nur noch 23 Prozent „voll und ganz“ zu, 40 Prozent 
„eher“ (2010: „voll und ganz“ 31 %, „eher“ 46 %). Deshalb 
sehen viele Jugendliche den Staat in der Pflicht: 61 Pro­
zent glauben „voll und ganz“ oder „eher“, dass nur eine 
stärkere staatliche Förderung eigene  zusätzliche Alters­
vorsorge lohnenswert machen würde. 79 Prozent gehen 
„voll und ganz“ oder „eher“ davon aus, dass es eine gute 
staatliche Rente geben würde, wenn die Politik das wirklich 
wolle (2010: 74 %).

Passend dazu ist das Vertrauen der jungen Leute in  
die gesetzliche Rentenversicherung gestiegen. Sie ist 
insgesamt hoch und liegt  aktuell bei 76 Prozent („voll 
und ganz“: 18 %, „eher“: 58 %) gegenüber 67 Prozent 
2010. Außerdem ist die gesetzliche Rentenversicherung 
im Vergleich zu allen anderen in der Studie erfassten 
 Anbietern mit  konstant 91 Prozent die bekannteste 
 Vorsorgeform.

Die Akzeptanz privater Anbieter ist dagegen niedrig.  
So haben  beispielsweise Banken und Investmentfonds  
an Vertrauen verloren. Auch ihre Bekanntheit sinkt.  
Ein Gewinner dieser Stimmungslage der Generation Y 
sind Anbieter der betrieblichen Altersversorgung. So 
 ver trauen aktuell 72 Prozent den Versorgungs werken  
der Tarifpar teien („voll und ganz“: 16 %, „eher“ 56 %).  
Das ist ein besseres  Ergebnis als 2010.

Steigende Zweifel am Ertrag  
der privaten Vorsorge und weit   
verbreiteter Glaube an das   
Arbeitenmüssen bis weit  
ins Alter  hinein

Können Sie den folgenden Aussagen  
über die  Altersvorsorge zustimmen  
oder nicht zustimmen?
Jugendliche im Alter von 17 bis 27 Jahren (Angaben in %)

Bei jungen Frauen  
sinkt die Angst  
vor Altersarmut

Ich habe Angst davor,  
im Alter nur eine  geringe  
Rente zu bekommen  
und arm zu sein.

Jugendliche im Alter von  
17 bis 27 Jahren (Angaben in %)

Junge  
Männer

Junge 
Frauen

23

14

2010   2016 2010   2016

28 4727 34

24

23

27

34

24

30

29

5
19

9

2010 
2016

2010 
2016

Wenn die Menschen nicht 
 privat vorsorgen, werden 
 immer mehr  Leute im  Alter  
arm sein

Weil es immer weniger   
junge und immer mehr  ältere 
Menschen gibt, hat die 
 gesetz liche  Rentenkasse   
immer  weniger Geld

30

36 3

2

34

38 3

3

61

50

50

44

7

9

12

13

2010 
2016

Wenn alle Gruppen einzahlen 
 würden (also auch Beamte  
und Selbstständige), hätte  
die Rentenkasse viel weniger 
 Probleme

45

39 4

334

34

17

17

2010 
2016

Von einer privaten Alters­
vorsorge kann man bessere 
Erträge  erwarten als von  
der  staatlichen Rente

46

40 5

131

23

15

17

2010 
2016

Wenn die Politik es wirklich 
will, kann es auch in Zukunft 
eine gute staatliche Rente 
 geben

31

39

43

40

22

15 3

3

2010 
2016

Ich habe Angst davor, im  Alter 
nur eine   geringe Rente zu 
 bekommen und arm zu sein

38

30

23

25

29

30 14

10

2016
Meine Generation wird noch  
bis weit über das 65. Lebens­
jahr hinaus arbeiten müssen

54 33 10 2

  voll und ganz   gar nicht 
  eher   weiß nicht /
  eher nicht  keine Angaben

Skala von 1 „stimme gar nicht zu“  
bis 4 „stimme voll und ganz zu“ 

  voll und ganz   gar nicht 
  eher   weiß nicht /
  eher nicht  keine Angaben

Skala von 1 „stimme gar nicht zu“  
bis 4 „stimme voll und ganz zu“ 
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Die Generation Y spart  
weniger für das Alter

Größere Anschaffungen  
(Auto, Möbel oder Ähnliches)

Es wird mehr für Urlaubsreisen, 
weniger fürs Alter gespart

Aus welchen Gründen sparen Sie? 
Jugendliche im Alter von 17 bis 27 Jahren (Angaben in %),  
nur Befragte, die regelmäßig oder ab und zu sparen

Vorsorge für unvorhersehbare  
Ereignisse

Für meine Versorgung im Alter

Urlaubsreisen

Absicherung, falls ich wegen  
schwerer Krankheit oder Unfall  
nicht mehr (voll) arbeiten kann 

Erwerb eines Eigenheims

Staatliche Förderungen oder  
Zuschüsse nutzen

Finanzierung der eigenen  
Ausbildung, des Studiums 

Abtragung von Schulden

22

27

34

44

49

53

56

61

82

25

30

42

36

54

52

66

58

83

78

75

73

66

56

51

47

44

39

18

70

58

64

46

48

34

42

17

Sparen für das Alter bei jungen  
Männern und Frauen rückläufig  
(Netto-Alterssparer-Quote)

Sparen Sie für Ihre Versorgung  
im Alter?
Jugendliche im Alter von 17 bis 27 Jahren (Angaben in %) 

Trotz sehr niedriger Zinsen bekennt sich die junge 
 Generation  weiterhin zum Sparen. So  geben aktuell  
54 Prozent an, „regelmäßig“ zu sparen, 30 Prozent 
 legen „ab und zu“ etwas  zurück. Damit hat sich der 
 Anteil der Sparer in den letzten sechs Jahren kaum 
 verändert. (2010 sparten 53 % „regelmäßig“ und 31 % 
„ab und zu“.)

Besonders hoch ist der Anteil der Sparer bei Jugend­
lichen in einer sehr guten finanziellen Lage. 2016 legen 
73 Prozent von ihnen regel mäßig Geld  beiseite, wäh­
rend junge Leute in einer (sehr) schlechten materiellen 
Situation nur zu 33 Prozent  regelmäßig etwas zurück­
legen. Allerdings nahm die Sparquote unter diesen in 
den letzten sechs Jahren zu, während die Quote bei 
Jugend lichen mit besserer  pekuniärer Ausstattung sank.

Eine stabile Sparquote heißt jedoch nicht, dass die 
 junge Generation für das Alter vorsorgt. War der Anteil 
dieser Sparer schon zwischen 2010 und 2013 etwas 
rückläufig, so hat sich der Trend nun verstärkt. Legten 
2010 noch 66 Prozent Geld für ihr Alter zurück, sind es 
aktuell nur noch 58 Prozent.

Die Sparrate für das Alter lag 2010 unter jungen Männern 
bei 54 Prozent. Aktuell liegt sie bei 49 Prozent. Bei Frauen 
ist der  Rückgang noch  stärker (2010: 57 %, 2016: 49 %). 
Die inzwischen viel  geringere Angst junger Frauen  
vor Altersarmut und ihr  nunmehr  hohes  Vertrauen in 
die mittel fristige Zukunft Deutschlands könnte dieses 
V erhalten erklären.

Die Gründe, warum die junge Generation nicht für  
das Alter spart, liegen in erster Linie in ihrer Gegen­
warts bezogenheit. So geben Prozent der jugendlichen 
Sparer „voll und ganz“ an, erst einmal „etwas vom 
 Leben haben zu wollen“ (2010: 45 %). Wohingegen der 
Grund, kein (oder kaum) Geld zu haben, auf 38 Prozent 
der  Befragten „voll und ganz“ zutrifft (2010: 42 %).

Das Alterssparen hat für die höher Gebil deten eine 
 geringere Priorität als für mittel und einfach Gebildete. 
Erstere Gruppe spart eher für die Finanzierung von 
 Ausbildung und Studium. So legen dafür 55 Prozent  
der Jugendlichen mit höherer Bildung Geld  zurück, 
während 38 Prozent mit mittlerer und nur 22 Prozent 
mit einfacher  Bildung aus diesem Grund Rücklagen 
 bilden. Insgesamt sparen – über alle  Bildungsschichten 
hinweg – 42 Prozent für die  Ausbildung oder das 
 Studium (2010: 39 %).

Am häufigsten legt die Generation Y mit 75 Prozent 
 weiterhin etwas für größere  Anschaffungen zurück, 
etwa für ein Auto oder Möbel (2010: 78 %). Auch für 
 unvorhersehbare Ereignisse bilden die Jugendlichen mit 
70 Prozent öfter Rücklagen als für ihre Altersvorsorge.

Auf „Platz 3“ der Spargründe stehen mit  einer  Quote 
von 64 Prozent Urlaubsreisen. Damit hat sich dieser 
Grund zum Sparen deutlich vor die  Altersvorsorge 
 geschoben. Im Vergleich zu 2010 (56 %) ist die Sparrate  
für Urlaubsreisen deutlich  angestiegen.

2010 2016

  ja   ja 
  nein   nein

FrauenAlle Männer

2010 2016

15 15

28 36

57 49

2010 2016

17

27

55

16

35

49

2010 2016

17

29

54

17

34

49

  ja
  nein
  Nicht­Sparer
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Wenn die junge Generation für das Alter spart, macht  
sie das auf klassische Weise: So spielen Sparbuch, Fest­
geld und festverzinsliche Papiere die wichtigste Rolle.  
60 Prozent nutzen aktuell diese Anlageformen. 2010 
 waren es noch 66 Prozent, was sicher an dem  Zinstief 
liegt. Der Bausparvertrag hat sich besser  behauptet und 
wird noch von 56 Prozent abgeschlossen (2010: 58 %). 
Klar rückläufig ist dagegen die Riester­Rente. Nur noch  
42 Prozent entscheiden sich aktuell  dafür. 2010 waren  
es noch 50 Prozent. Auch die Lebensver sicherung und  
die private Rentenversicherung  verloren an Beliebtheit.

Der einzige Gewinner unter den Anlageformen ist die 
 betriebliche Altersversorgung (bAV). Aktuell nutzen  
40  Prozent diese Option. 2010 waren es 31 Prozent.  
Die bAV hat sich damit an die vierte Stelle der Alters ­  
 spar­Varianten gesetzt und liegt vor der Riester­Rente. 
Das Sparen mittels Aktien oder Aktienfonds ist  dagegen 
in der jungen Generation weitgehend ohne  Bedeutung 
(2016: 16 %, 2010: 19 %).

Die Studie ermittelte auch, in welche Vorsorgeform 
 Nicht­Sparer ihr Geld potenziell anlegen würden. Auch 
diese Ergebnisse belegen, dass die betriebliche Alters­
versorgung immer populärer wird: So wollen diese  
43  Prozent nutzen, 33 Prozent haben das „eventuell“  
vor (2010: „ja“ 39 %, „eventuell“ 30 %). Allerdings war  
die  Bereitschaft, diese Sparform zu wählen, 2013 mit  
50 Prozent schon einmal höher.

Die bAV konnte ihren Bekanntheitsgrad zwischen 2010 
und 2016 halten und lag bei jeweils 39 Prozent.  Hingegen 
sank die Bekanntheit der Riester­Rente von 36 Prozent  
in 2010 auf aktuell 27 Prozent. Damit liegt sie deutlich 
hinter der betrieblichen Form der Vorsorge. Bei jungen 
Frauen ist die Riester­Rente besonders wenig bekannt 
und hat bei ihnen mit gerade einmal 22 Prozent ein 
 „historisches“ Tief erreicht. Die Bekanntheit der bAV ist 
bei Frauen mit 32 Prozent wesentlich höher. Wer  diese 
Vorsorgeform kennt, dem ist inzwischen  vermehrt auch 
die „Bruttoentgeltumwandlung“ – das Kernstück der 
 betrieblichen Altersversorgung – ein Begriff (2016: 43 %, 
2010: 31 %).

Aktuell geben 54 Prozent der Befragten an, sich beim 
Thema Finanzen gut auszukennen („sehr gut“: 9 %, 
„gut“: 45 %). Unter jungen Männern gab es dabei eine 
 Steigerung der Finanzkompetenz (2016: 60 %, 2010: 
57 %), unter jungen Frauen einen leichten  Rückgang 
(2016: 47 %, 2010: 50 %). Um die Kompetenz in Sachen 
 Altersvorsorge ist es wesentlich schlechter bestellt: So 
 bezeichnen nur 27 Prozent der Befragten ihre Kenntnisse 
als „gut“ oder „sehr gut“. Bei den  Frauen liegt die Selbst­
einschätzung unter der der  Männer.

Über finanzielle Dinge informiert sich die junge Genera­
tion hauptsächlich mittels Internet (2016: 68 %) und über 
ihre Eltern (2016: 63 %). Seltener erkundigen sie sich bei 
ihrer Bank (2016: 48 %) oder über Fernsehen und Radio 
(2016: 43 %). Von einem Überangebot an  Informationen  
in Sachen Altersvorsorge kann nicht die Rede sein, denn 
88 Prozent verneinen, dass sie zu viele Infos hätten.

Die betriebliche Altersversorgung wird  
bei  jungen Leuten immer beliebter

Sparbuch, Festgeld, 
festverzinsliche Papiere

Bausparvertrag

Private  
Lebensversicherung

Private  
Rentenversicherung

Betriebliche  
Altersversorgung 

Aktien / Aktienfonds

66

60

58

50

43

35

31

19

56

42

35

28

40

16

34

42

50

57

65

69

81

40

44

58

65

72

60

84

Bekanntheit von betrieblicher Altersversorgung 
und  Riester-Förderung weiterhin stagnierend

Würden Sie sich zutrauen, einem Freund oder  
einem guten Bekannten zu erklären, was der  
Begriff „betriebliche Altersversorgung“ bedeutet?

Würden Sie sich zutrauen, einem Freund oder  
einem guten Bekannten zu erklären, was der  
Begriff „Riester-Förderung“ bedeutet?
Jugendliche im Alter von 17 bis 27 Jahren (Angaben in %)

Alle Männer Frauen

2010 2013 2016 2010 2013 2016 2010 2013 2016

36 31 2739 38 39

64 69 7361 62 61

40 34 3244 42 46

60 66 6856 58 54

31 29 2233 33 32

69 71 7867 67 68

2010 2016

  ja   ja 
  nein   nein

bAV Riester

  ja   ja 
  nein   nein
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Weniger Riester sowie  
Lebens- und private Renten versicherungen,  
mehr betriebliche Altersversorgung

Sie sagten, dass Sie bereits für Ihre Altersversorgung 
sparen: Was tun Sie da im Einzelnen?
Jugendliche im Alter von 17 bis 27 Jahren (Angaben in %),  
nur Befragte, die für Alters vorsorge sparen

Riester­Rente



Automatismus mit Ausstiegsmöglichkeit

Zu einem der bekanntesten und gleichzeitig  wichtigsten Nudges in  
der Altersvorsorge gehört die automatische Teilnahme an Alters vor­
sorge programmen. Bei der betrieblichen Altersversorgung zahlen 
 Beschäftigte automatisch („per default“) in dieses  System ein ... es  
sei denn, sie entscheiden sich bewusst dagegen (was als „Opt­Out“ 
 bezeichnet wird). Diese Kombination von  Automatismus mit Aus­
stiegsmöglichkeit  (bekannt als Default­cum­Opt­Out) ist eine „sanfte“ 
 Intervention, weil Arbeitnehmer das System abwählen können.

Die empirische Forschung zeigt, dass solche Automatismen  einen 
 enormen Einfluss auf das Verhalten von Menschen haben. Ein Parade­
beispiel dafür sind die USA. Dort führte das automa tische Investieren 
 eines Teils des Einkommens durch den Arbeitgeber zu einem massiven 
Anstieg der Altersvorsorge. Denn die Ausstiegsmöglichkeit wird nur 
 selten  genutzt. Ähnliche positive Erfahrungen haben  Staaten wie 
 Australien, Neuseeland und  Singapur, aber auch Dänemark und 
 Großbritannien gemacht (siehe internationaler Teil).

Akzeptanz der Jugend

Doch stoßen solche Default­Regeln bei der Generation Y auf Zustim­
mung? Auf diese bislang noch nicht untersuchte  Fragestellung gibt die 
aktuelle Studie eine eindeutige Antwort. Die Befragung konfrontierte 
die Jugendlichen mit einer Reihe fiktiver Vorschläge zur Reform des 
Rentensystems in Deutschland. Ein Vorschlag skizziert dabei ein 
 Default­System, in dem Arbeitgeber einen kleinen Teil (zum Beispiel   
ein Prozent) des  Einkommens  automatisch auf ein „Altersvorsorge­  
Spar konto“ des Arbeitnehmers einzahlen. Damit wird langfristig für  
die  Rente gespart. Das Ergebnis zeigt, dass eine deutliche Mehrheit  
von 65 Prozent für die  Einführung einer solchen automatischen Spar­
regel ist ... selbst wenn die Möglichkeit eines Opt­Out  unerwähnt 
bleibt! Unter den jungen Frauen liegt die Zustimmungsrate sogar  
bei 76 Prozent. 

Wird erwähnt, dass die Jugendlichen jederzeit aus der automa tischen 
Sparregel aussteigen könnten, steigt die  Akzeptanz  sogar noch weiter: 
Insgesamt sprachen sich 83 Prozent für eine Default­cum­Opt­Out Spar­
regel aus, von den weiblichen Befragten waren  sogar 93 Prozent dafür. 
Eine weitere Frage beschäftigte sich mit einem eventuellen Zuschuss 
des  Arbeitgebers zu den Sparleistungen des  Default­Systems. Bei diesem 
Vorschlag stieg die  Zustimmungsrate auf 89 Prozent.

Die Resultate dokumentieren also eine umfassende  Akzeptanz solcher 
Auto matismen. Eine Stärkung von Default­cum­Opt­Out­Elementen in 
der  (betrieblichen) Altersversorgung stößt demnach bei Jugendlichen  
und jungen Erwachsenen nahezu unisono auf Zustimmung.

Die Jugend in Richtung  
Vorsorge „stupsen“
Die Angebote geförderter Altersvorsorge verfehlen ihr Ziel, die Jugend zum 
 Sparen für die Rente zu motivieren. Doch wie könnte es der Staat schaffen,  
die  Generation Y zu mehr Altersvorsorge zu bringen? Sollte die Politik nicht 
 stärker mit sogenannten Nudges* arbeiten?
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Alters

   

Zielsetzungen und Erinnerungen

Die Studie untersuchte außerdem, wie die Einstellung der Befragten zu 
einem institutionalisierten System von Zielsetzungen und Erinnerungen 
ist. Es geht dabei um Aufforderungen (sogenannte „Prompts“), sich 
 (unverbindliche) Ziele für die  eigene Altersvorsorge zu setzen. An diese 
wird man dann regelmäßig erinnert. Diese Art Stupser beurteilt die 
 junge Generation aber ganz anders als eine Default­Regelung: Nur  
32 Prozent würden einem solchen System zustimmen. Bei den jüngsten 
 Befragungsteilnehmern (17 bis 20 Jahren)  sowie bei Frauen liegt die 
 Zustimmungsquote etwas höher. In allen Fällen bleibt sie aber deutlich 
unter der Schwelle von 50 Prozent. Obwohl es sich bei  diesem Stupser 
um eine erheblich sanftere Variante des  Nudgings handelt, hält sich  
die Zustimmung zu  dieser Option in engen Grenzen.

Information und Bildung

Auch die Bereitstellung und Aufbereitung von Infor mationen zum 
 Rentensystem ist eine sanft­paternalis tische Strategie. Auch hierzu  
hat die junge Generation eine eindeutige Meinung: So sprechen sich  
68 Prozent für ein Schulfach „Wirtschaft und  Finanzen“ aus, das Fragen 
zur Altersvorsorge  behandeln soll. Das zeigt, dass die Jugendlichen  
ein Informations­Defizit empfinden.

91 Prozent der Befragten wünschen sich, mit dem  Beginn der Berufs  ­
tätigkeit jährlich Informationen über die Höhe ihrer Rentenansprüche  
zu erhalten. Eine klare Mehrheit von 62 Prozent hat den Wunsch nach 
einem personalisierten Rentenkonto im Internet, das ihnen  einen Über­
blick über ihre Ansprüche aus der gesetzlichen, betrieblichen und 
 privaten Rentenversicherung gibt. Damit zeigt sich auch in diesem 
Punkt, wie offen die junge Generation für staatliche Stupser ist.

Mit Beginn der Berufstätigkeit sollte man jährlich 
 Infor mationen über die Höhe seiner Ansprüche  
bekommen (also über die in  Zukunft zu erwartende  
Rente)

Informationen zum Thema Altersvorsorge müssten  
verständlicher sein

Das Thema Altersvorsorge sollte in einem eigenen Schul­
fach „Wirtschaft und Finanzen“ behandelt  werden

Informationen zu Ansprüchen aus der gesetzlichen 
 Rentenversicherung sowie aus der (privaten und/oder 
 betrieblichen) Vorsorge sollten auf  einem persönlichen 
 Rentenkonto im Internet bereitgestellt werden

Zum Thema Altersvorsorge habe ich nicht zu wenige, 
 sondern zu viele Informationen

91
91

77

66

61

14

81

68

62

12

84

71

62

10

91 9

9
9

23

34

39

86

19

32

38

88

16

29

38

90

Informationen zur Altersvorsorge werden von  
Jugendlichen  dringend gewünscht, aber bitte  
verständlich (2016)

Welche Informationen zum Thema Altersvorsorge  
würden Sie sich  wünschen?
Jugendliche im Alter von 17 bis 27 Jahren (Angaben in %)

Alle Männer Frauen

  ja   ja    ja 
  nein   nein   nein

 Begriffserklärungen

* Nudging/Nudge:  
Die Begriffe stehen im englischen für 
 Stupsen/Schupsen oder Stups/Schubs. 
Darunter versteht man im Zusammen-
hang mit der Alters vor sorge einen 
wirksamen Stupser hin zur  vermehrten 
Teilnahme an zusätzlicher – meist 
 betrieblicher – Altersversorgung.
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Heribert Karch

Welche Schlüsse ziehen Sie aus den Studien­
ergebnissen?

Karch: Vor 15 Jahren wurde die Reform eingeführt  
mit dem  Argument, mehr Generationengerechtigkeit 
herzustellen. Der junge Mensch sollte im Umlage­
system weniger für den alten Rentner zahlen und 
 stattdessen – staatlich gefördert – für die eigene Rente 
vorsorgen. Obwohl er damit eigentlich entlastet wer­
den sollte, ist das  Ergebnis nun weniger  Gerechtigkeit. 
Denn die Bereitschaft zur Vorsorge ist im Sinkflug, die 
Beteiligung an der privaten  Riester­Rente rück läufig. 
Wenn es  eigenes Geld kostet, handeln die  Menschen 
nun mal nicht automatisch im Sinne der  Rentenreform. 
Die bAV wird zwar unter jungen Leuten immer beliebter. 
Dennoch konnte sich die zusätz liche Altersver sorgung 
in der Generation Y nicht hinreichend durchsetzen. 
 Damit wird sie von der vermeintlich  gerechter behan­
delten zur prekären Generation der Rentenpolitik.

Welche Baustellen im Rentensystem muss der 
Gesetzgeber dringend angehen?

Karch: Das System verteilt Mittel wenig effizient.  
Die Staatsausgaben für die Altersversorgung in 
Deutschland befinden sich gemeinsam mit Polen, 
 Spanien und Slowenien am Rande des oberen Drittels 
aller OECD­Staaten. Dennoch liegen die Lohnersatz­
raten – also das Verhältnis der Rente zum vorherigen 
aktiven Einkommen – in der Bundesrepublik am unte­
ren Ende dieser Länder! Anstatt Generationengerech­
tigkeit haben wir Unsicherheit. Sogar ein Mensch, der 
im mittleren Einkommensbereich liegt, weiß oft nicht, 
ob er im Alter Rente oder Grund sicherung bekommen 
wird. Ihm droht damit die  Anrechnung zusätzlicher 
 Altersvorsorge auf die Grundsicherung. Dann macht 
das Alterssparen aber für viele kaum Sinn!

Die vorliegende Studie stellt verschiedene 
 Reformansätze in einzelnen  EU­Ländern vor. 
Kann Deutschland etwas aus diesen Lösungs­
ansätzen für den weiteren  Reformprozess 
 lernen?

Karch: Alle Länder, die als erfolgreich gelten wie etwa 
Dänemark oder die Niederlande,  haben einen Kern aus 
zwei Säulen: Staat und Betrieb. Die Teilnahme ist in die­
sen  Ländern aber verbindlicher als in Deutschland. Eini­
ge nutzen auch ein sanftes  Anschubsen, das Nudging, 
das in vielen Ländern  erfolgreich angewandt wird.

Lässt sich die Nudging­Politik dieser  Länder  
auf die aktuelle deutsche  Situation übertragen?

Karch: Nein, jedenfalls nicht in der Fläche. Denn wir 
 haben in der kapitalgedeckten Alters versorgung  
bereits eine sehr ausdifferenzierte Landschaft. Ein 
 universelles Nudging wäre nur für einen Teil der 
 Arbeitnehmer nützlich. Für den Teil, der bereits heute 
 komplett in eine betriebliche Altersversorgung ohne 
Ausstiegs möglichkeit einbe zogen ist, wäre es sogar  
ein Rückschritt. Für einheitliche Modelle ist es zu spät. 
 Machbar wäre aber eine sichere rechtliche Basis, die 
den Unternehmen und Tarifparteien – die es nützlich 
finden – eine automatische Teilnahme am Nudging 
 ermöglicht.

Welchen konkreten Schritt schlagen Sie als 
Nächstes vor, um eine  Reform der Reform 
 einzuleiten?

Karch: Wir befinden uns in der Mitte des 30­jährigen 
Reformprozesses. Es ist an der Zeit, in einem Halbzeit­
Gipfel mit allen Akteuren weitere Maßnahmen zu 
 besprechen. Wenn man will, dass Tarifparteien mehr 
tun, muss man vor allem Hindernisse beiseite räumen 
und verbesserte Rahmenbedingungen schaffen. Dazu 
gehören die Vereinfachung der Förderung für Arbeit­
geber und Arbeitnehmer sowie die Lösung gravieren­
der Gerechtigkeitsprobleme.

„Generationengerechtigkeit?  
 Welche Generationen gerechtigkeit?“

„Zu wenige Teilnehmer, zu wenig Geld und bald zu spät“: Auf diese Formel  
bringt MetallRente-Geschäftsführer Heribert Karch den Entwicklungsstand der 
 zusätzlichen  Altersversorgung. Er fordert durchgreifende Maßnahmen, ohne  
die das Scheitern der Rentenreform vorprogrammiert sei. Karch im Interview  
über  notwendige Konsequenzen.
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#1 

Die zusätzliche Altersvorsorge darf nicht mehr auf die Grund­
sicherung im Alter angerechnet werden. Nur so lohnen sich 
 Eigenvorsorge sowie betriebliche oder tarifliche Leistungen.  
Der Staat darf nicht auf Altersersparnisse zugreifen.

#2 
Der Gesetzgeber sollte Personen mit längerer Ausbildung oder 
unterbrochenen Erwerbsverläufen nicht mehr  benachteiligen, 
sondern die Förderung auf das gesamte Erwerbsleben beziehen. 
Niedrigere Verdienste sollten überproportional berücksichtigt 
werden. Zur Planungs sicherheit benötigen Arbeitnehmer und 
 Arbeitgeber  einen jeweils eigenen steuerlichen Förderrahmen.

#3 
Die Administration der Betriebsrente sollte sich für 
Arbeit geber  vereinfachen. Dazu gehört es, die Haftungs­
risiken für Unter nehmen zu minimieren, ohne die Ver­
lässlichkeit für die Beschäftigten zu  schmälern. Zurzeit 
stellt die durch den  Förderrahmen steuerlich erzwungene 
Komplexität für kleine und mittlere Unternehmen ein 
 Hindernis zur Teilnahme an der bAV dar. Gerade dem 
 Mittelständler, der solche Dinge möglichst einfach 
 organisieren möchte, sollte es der steuerliche Rahmen 
 erleichtern, Betriebsrenten für alle Einkommensgruppen 
 anzubieten ... und zwar mit nur einem Modell. 

#4  
Die Beitragslast auf Betriebsrenten muss 
gerechter  werden. Die Betriebsrenten 
 werden seit 2004 mit vollen Beiträgen  
zur Kranken­ und Pflegeversicherung 
 belastet – eine gravierende Änderung  
der ursprünglichen Förderung. Die beschä­
digte Symmetrie von jetzt  vorgelagerter 
Entlastung und nachgelagerter Belastung 
muss wieder hergestellt werden. 

#5 
Das Finanz­ und Wirtschaftssystem gehört in  
den Bildungskanon. Junge Menschen müssen  
es durchschauen können und eine ausreichende 
 Wissens­Basis für ihre eigenen finanziellen 
 Entscheidungen bekommen.
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Fünf notwendige  
Konsequenzen in Sachen Rente:

 Das System verteilt Mittel wenig effizient.

Dann macht das Alterssparen aber für viele kaum Sinn!

Man musss verbesserte Rahmenbedingungen schaffen.
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Das britische Rentensystem hat in den letzten  Jahren 
 einen radikalen Wandel durchgemacht: von einer 
 neoliberalen Richtung zu einem  inzwischen stärker 
 sozialdemokratisch geprägten System. Auch wenn sich 
die volle Wirkung der Reformen nicht  sofort zeigt, sieht 
der  Politikwissenschaftler Prof. Dr. Paul Bridgen  erste 
vielversprechende  Anzeichen für eine  angemessenere 
Altersver sorgung.

Ende der 1990er Jahre konnte das Rentensystem des 
Vereinigten Königreichs vielen Bürgern kein Alters­
einkommen über der Armutsgrenze garan tieren. 
 Frauen waren unter den Armen überdurchschnittlich 
stark  vertreten. Für viele Berufstätige  begann der 
 Ruhestand mit erheb lichen Einkom menseinbußen.

Als Reaktion auf diese Situation kam es zu mehreren 
Gesetzesreformen. So hat sich der Staat seit 2005 zu 
 einer universellen armuts mindernden  Mindestrente 
verpflichtet, in der die allgemeine staatliche Versor­
gung großzü giger und einfacher geregelt wurde.  
Die für 2016 geplante Einführung einer einstufigen 
 Rente in Höhe von oder nahe der aktuellen bedarfs­
orientierten Mindestsicherung wird die Altersbezüge 
signifikant erhöhen. Der mit dieser Reform verbundene 
Verzicht auf eine Bedürftigkeitsprüfung soll zudem 
 dafür  sorgen, dass mehr Menschen als heute ihre 
 gesamten Ersparnisse voll nutzen können.

Der Gesetzgeber verstärkte außerdem die staatliche 
 Regulierung der individuellen Vorsorge, um  Menschen 
mit durchschnittlichen oder überdurchschnittlichen 
 Einkommen Zugang zu einkommensschützenden 
 Renten zu verschaffen. So veränderte sich die betrieb liche 
Altersver sorgung in Richtung des niederländischen und 
dänischen Rentensystems mit deren Sparauto  ma tis men 
und Opting­Out­Regelungen.

Die Zahl der Arbeitnehmer, die einen bAV­Vertrag 
 haben, stieg sechs Monate nach der 2012 eingeführten 
automatischen Teilnahme um 0,9 Millionen auf  
11,7 Millionen. Der langjährige Abwärtstrend hat  
sich damit umgekehrt.

Bis Ende September 2014 nahmen über 4,7 Millionen 
Arbeitnehmer bei fast 34.000 Arbeit gebern auto ma­
tisch an der bAV teil. Die Opting­Out­Quoten waren 
 relativ gering: Sie lagen bei etwa neun bis zehn 
 Prozent. Die Teilnahme an der bAV ist  gerade bei 
 jungen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern sowie 
Beschäftigten mit  einem Einkommen zwischen dem 
Durchschnittseinkommen und der Hälfte des 
 Durchschnittseinkommens  besonders ausgeprägt.  
So steigen die Vorsorge beiträge. Allerdings bleibt  
die Frage, ob die Höhe der Beiträge für ein ange­
messenes  Alterseinkommen ausreicht.

Der Staat und das 
Rentensystem in Großbritannien
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Das dänische Rentensystem hat einen sehr guten 
Ruf: Das gilt für die Kosten, die Nachhaltigkeit und 
die angemessene Versorgung der Rentner. Die Wirt­
schaftswissenschaftler Prof. Dr. Søren Leth­Petersen 
und Dr. Torben Heien Nielsen gingen der Frage 
nach, was das Sparverhalten fürs Alter in Dänemark 
beeinflusst.

Das dänische Rentensystem besteht aus drei Säulen: 
einer gesetzlichen leistungsorientierten Rente, 
 einer betrieblichen Altersversorgung und einer 
 individuellen Altersvorsorge.

Die zweite Säule funktioniert nach folgendem 
 Prinzip: Für etwa 80 Prozent aller Arbeitsplätze 
 gelten Tarifverträge zwischen den Gewerkschaften 
und den Arbeitgeberverbänden. Sie legen nicht nur 
die Löhne fest, sondern enthalten häufig auch 
 Vereinbarungen zu Versorgungslösungen. Dabei 
wird ein fester Anteil der Arbeitnehmerbezüge auf 
ein Versorgungskonto einbezahlt. Ein unabhängiger 
Pensionsfonds verwaltet diese Konten, die außer­
halb der Kontrolle der  Unternehmen  liegen. Es ist 
ein besonderes Merkmal dieses Systems, dass die 
 Beiträge je nach Tarifvertrag variieren.

Die individuellen Vorsorgekonten (dritte Säule)  
sind dagegen vollkommen unabhängig von der 
 betrieblichen Altersversorgung, unterliegen aber 
den gleichen steuerlichen Regeln. Der Kontoinhaber 
kann seine Beiträge frei anpassen.

Leth­Petersen und Nielsen untersuchten sowohl  
die Wirksamkeit von Steuererleichterungen als auch 
von Spar­Automatismen. Ihr Hauptergebnis: Weniger 
als 20 Prozent der Menschen reagieren auf Steuer­
erleichterungen. Dabei schichten sie lediglich ihre 
Ersparnisse um, ohne die Gesamtsparsumme zu 
 verändern. Die restlichen 80 Prozent sind passiv  
und reagieren überhaupt nicht auf Änderungen  
bei den steuerlichen Anreizen.

Ganz anders beurteilen die Wissenschaftler die 
 Vorsorge­Automatismen. Sie seien außerordentlich 
effektiv, um die Gesamtsparsumme zu erhöhen. Sie 
tragen der Tatsache Rechnung, dass die Mehrheit 
passiv reagiert und Sparrücklagen eben nicht an­
passt. Wenn ein Arbeitnehmer zum Beispiel in eine 
neue Stelle wechselt, bei der sein obligatorischer 
Sparbeitrag (zweite Säule) um drei Prozent höher  
ist als bisher, wird er eher nicht seinen Sparbeitrag 
in der dritten Säule reduzieren. Im Endeffekt spart 
er deshalb mehr als zuvor, weil er passiv bleibt.

Die auf Bevölkerungsdaten beruhende Studie der 
Wissenschaftler belegt, dass die überwiegende 
Mehrheit der Bevölkerung passive Sparer sind. 
 Damit kommt sie zu dem Schluss, dass Automatis­
men – im Gegensatz zu Steueranreizen – ein 
 äußerst effektives Mittel sind, um privates Sparen 
deutlich zu erhöhen.

Was in Dänemark  
die Vorsorge erhöht



Die schwierige Situation in Spanien ist nicht nur der 
  demografischen Entwicklung geschuldet, sondern auch 
der Wirtschaftskrise. Deren verheerende Konsequen­
zen für den Arbeitsmarkt zog auch das staatliche Ren­
tensystem in Mitleidenschaft. So die Analyse des Wirt­
schaftswissenschaftlers Prof. Dr. Sergi Jiménez­Martín.

Die Finanz­ und Wirtschaftskrise von 2007 bedrohte 
das Rentensystem Spaniens gleich doppelt: zum einen 
durch gewaltige unmittelbare Defizite aufgrund des 
Rückgangs der Beitragszahlungen, zum anderen durch 
langfristige Finanzierungslücken aufgrund des demo­
grafischen Wandels. Deshalb kam es zu einer umfassen­
den institutionellen Reform in zwei Schritten: 2011 im 
Rahmen des von der Europäischen Kommission aufer­
legten Sparpakets und dann noch einmal 2013. Damit 
verschob sich das System von der bisherigen Leistungs­
orientierung in Richtung Beitragsorientierung.

Die Reform von 2011 brachte entscheidende Ver­
änderungen mit sich: Die Anzahl der Beitragsjahre – 
Grund lage der Rentenberechnung – wurde erhöht,  
das  Renten eintrittsalter von 65 auf 67 Jahre angehoben. 
 Außerdem änderte der Gesetzgeber auch die 
Anspruchs voraussetzungen für den Vorruhestand.  
Was sich allerdings kaum wandelte, waren die Voraus­
setzungen für die Mindestrente. Daher sind Personen­
gruppen, die auf eine Mindestrente angewiesen sind, 
von der Reform weniger betroffen als andere.

Die bedeutsamste Änderung der Reform von 2013 war 
die Einführung einer automatischen Verknüpfung vom 
Renteneintritt und der Entwicklung der Lebenserwartung. 
Dieser Nachhaltigkeitsfaktor passt das  Rentensystem 
automatisch an den demografischen Wandel an.

Allerdings sieht Jiménez­Martín die fiskalische Gesund­
heit des Systems auch nach den letzten Maßnahmen 
noch nicht vollständig wiederhergestellt. Es gibt  
also weiterhin Reformbedarf.  Mögliche Lösungen  
sind zum Beispiel die Erhöhung  
der Zahl der Beitragszahler, die  
Erhöhung der Beitrags basis  
oder die Aus weitung alter­ 
 nativer Finanzierungsquellen  
wie etwa allgemeine Steuern.

Wirtschaftskrise  
und Rentenreform in 
Spanien
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Das Rentensystem in den Niederlanden gilt als vorbild­
lich, ist es doch eine  Mischung aus einer steuerfinan­
zierten Grundsicherung und einer kollektiv organisierten 
kapitalgedeckten Alters versorgung. Doch auch in diesem 
 EU­Staat musste die Politik auf den demogra fischen 
und wirtschaftlichen Wandel reagieren. Die Politikwis­
senschaftlerin Prof. Dr. Karen M. Anderson  erkennt bei 
den jüngsten Reformvorschlägen eine  zunehmende 
 Bewegung des Rentensystems in Richtung Beitrags­
orientierung. Wichtige Elemente der  Solidarität bleiben 
dennoch erhalten.

Die Altersversorgung in den Niederlanden kann sich 
 sehen lassen: Die Alters armut  gehört zu den geringsten 
in der OECD. Die meisten Einkommensgruppen bekom­
men großzügige kombinierte  (gesetzliche und private)
Renten. Das Rentensystem beruht auf einer  staatlichen 
Grundsicherung (erste Säule), einer Betriebsrente  
(zweite Säule) und  einer privaten freiwilligen Zusatz­
versicherung (dritte Säule). Allerdings ist  dieses System 
 anfällig für demografische und ökono mische Verschie­
bungen.

Auf den demografischen Wandel und  die Wirtschafts­
krise reagierte die Politik 2011 mit der Erhöhung  
des Renteneintrittsalters. Ende 2014 beschloss das 
 Parlament einen neuen Regulierungs rahmen für  
die zweite Säule. Außerdem wurde die Steuerabzugs­
fähigkeit der  Beiträge zur zweiten und dritten Säule 
 begrenzt. Diese Maßnahmen  sollen unter anderem die 
staatlichen Ausgaben und Lohnnebenkosten senken.

Die Regierung erwägt nun einen Schritt in Richtung 
 einer kollektiven, beitragsorientierten Altersversor­
gung. Im Sommer 2015 legte sie dazu den Entwurf 
 einer umfassenderen Reform vor. Die Renten sollen 
aber weiterhin auf den Prinzipien der Solidarität, des 
Risikokollektivs und der Transparenz beruhen.

Anpassungen im  
Rentensystem der 
Niederlande  



Das Rentensystem Polens erlebte in den letzten 17 Jahren 
einen hektischen Reformprozess und ein radikales 
 Umsteuern in der Rentenpolitik. Dabei ist ein Ende der 
Reformen noch nicht in Sicht. Denn der Politikwissen­
schaftler Dr. Marek Naczyk kommt zu dem Schluss, dass 
Polen einen völligen Neuanfang in der Rentenpolitik 
benötigt.

Die Reform begann 1999. Damals wandelte Polen  
sein rein staatliches, umlagefinanziertes und leistungs­
orientiertes Rentensystem in eine beitragsorientierte 
„Mehrsäulenrente“ um. Damit kam es zu einem immer 
stärkeren Ausbau von zwei durch den Kapitalmarkt 
 finanzier ten zusätzlichen Säulen, die das bis dahin 
 steuerfinanzierte System (erste Säule) ergänzten. 
Mit diesem Mehrsäulen­Modell folgte Polen den 
 Empfehlungen der Weltbank und der Grundannahme 
"Sicherheit durch Vielfalt". Es kam zu einer weitgehen­
den Privatisierung und einer kommerziell organisierten 
Zwangsrente als zweiter Säule. 

Wurde diese Rentenreform anfänglich von viel Optimis­
mus begleitet, stellte die Regierung von Donald Tusk sie 
dann in erheblichem Maße infrage. 2011 beschloss die 
Mitte­Rechts­Koalition, den Beitragssatz der zweiten 
Säule zu senken und gleichzeitig den Beitragssatz zur 
ersten Säule anzuheben. 2013/14 kehrte sie die Reform 
von 1999 um: Die zweite Säule wurde in ein vollkom­
men freiwilliges System umgewandelt und das von  
den  offenen Pensionsfonds verwaltete Kapital teilweise 
 verstaatlicht.

Hintergrund für diese Maßnahmen waren die viel zu 
hohen Kosten für das verwaltete Versorgungskapital. 
Insbesondere im Gefolge der Finanzkrise erdrückten 
die Kosten die Renditen. 

Doch auch nach den letzten rentenpolitischen 
 Entscheidungen – die auf freiwillige Eigenvorsorge 
 setzen – sieht Naczyk weiteren Handlungsbedarf.  
Denn die  Politik müsse für angemessene Renten  
der jüngeren Generationen sorgen. Außerdem weist  
er auf die Schwachstelle jeder Eigenvorsorge hin:  
Der  fehlenden Marktmacht der Einzelperson.

Hektischer  
Reformprozess in  
Polen 
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Welche grundlegenden Rentensysteme  
gibt es in der EU? Welche Vor­ und Nachteile 
 bringen diese mit sich?

Meyer: Im „Beveridge­Modell” haben alle Bürger 
 Zugang zu einem universellen gesetzlichen Minimum, 
das vor Armut schützen soll. Zu diesem Rentensystem 
gehören traditionell die Niederlande, die Schweiz, 
Schweden, Dänemark, Norwegen und Finnland, neuer­
dings auch Großbritannien. Im traditionellen „Bismarck­
Modell” existiert dagegen kein universelles Minimum, 
sondern eine gesetzliche Rentenversicherung, die den 
Lebensstandard durch einkommensbezogene Leistun­
gen garantiert hat. Zu den Ländern mit diesem Modell 
zählen unter anderem Österreich, Belgien, Frankreich, 
Deutschland und Italien. Das Rentensystem nach Beve­
ridge hat den Ruf, Armut wirksamer zu vermeiden.  
Das Bismarck­Modell hingegen bietet den Vorteil,  
dass die gesetzlichen Renten wegen der relativ hohen 
Einkommensersatzquoten höher sind als in den 
Beveridge­ Ländern. Damit ist es auch für Menschen  
mit überdurchschnittlichen Einkommen interessant.

Wie veränderten sich die jeweiligen  Systeme 
durch die Rentenreformen seit 2002?

Meyer: Fast alle Regierungen haben ihre Renten­
zusagen eingeschränkt. Die garantierten Ansprüche 
nehmen deutlich ab. Gleichzeitig sehen sich die Staaten 
weiterhin in der Pflicht, einen Großteil des Altersein­
kommens zu garantieren, besonders bei Menschen  
mit geringem Einkommen.

Wie steht das deutsche Rentensystem  
im EU­Vergleich da?

Meyer: Deutschland schneidet extrem schlecht ab.  
Das gesetzliche Rentenniveau für Geringverdiener ist  
so niedrig wie in keinem anderen Land. Es fehlt hier 
eine fest definierte Untergrenze, wie es sie in den 
 Beveridge­Ländern gibt. Außerdem existieren die 
 hohen Renten nicht mehr, die lange als typisch für  
das Bismarck­Modell galten. Auch Beschäftigte mit 
 mittlerem und höherem Einkommen haben meist 
 geringere Renten als anderswo in der EU. Damit ist  
das Armutsrisiko stark gestiegen.

Einige EU­Länder haben ihre Rentenzusagen 
 erhöht. Welche bieten ihren künftigen  Rentnern 
vergleichsweise hohe Altersbezüge?

Meyer: Dazu gehören Dänemark, die Niederlande und 
Großbritannien. Das Vereinigte Königreich ist dabei  
ein Extremfall: Denn hier stiegen nicht nur die Renten­
be züge für Geringverdiener, sondern auch für alle 
 anderen Einkommensgruppen. Möglich war dies auch, 
indem die Arbeitgeber zu höheren Beiträgen verpflichtet 
wurden. Ausgehend von einem recht niedrigen allge­
meinen Niveau ist Großbtitannien gleichwohl ein 
 Beispiel dafür, dass Rentenreformen nicht zwingend  
mit dem Abbau sozialer Sicherheit einhergehen  
müssen.

Gelungene  
Rentenreformen 
sind möglich
„Radikale Kürzungen von Rentenzusagen für Niedrigverdiener ... bei Reformen  
sind sie nicht zwingend. Das hat sich in einigen EU-Ländern gezeigt", betont   
Prof. Dr. Traute Meyer, Professor of Social Policy an der University of Southampton. 
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Die Altersvorsorge als  
Herausforderung in den  
OECD-Ländern
„Finanzielle Bildung ist wichtig für die Altersvorsorge“,  betont die  
OECD-Rentenexpertin Dr. Monika Queisser. Sie leitet die Abteilung Sozialpolitik  
der OECD in Paris.

Was sind die gemeinsamen Herausforderungen 
aller OECD­Länder in Bezug auf die Altersvor­
sorge?

Queisser: Alle OECD­Länder sehen sich vor denselben 
Zielkonflikt gestellt: Angesichts einer alternden Bevöl­
kerung gleichzeitig die finanzielle Stabilität und die 
 soziale Nachhaltigkeit der Rentensysteme zu gewähr­
leisten. Dazu sind in den letzten Jahren neue Probleme 
hinzugekommen: Viele OECD­Länder kämpfen noch 
 immer mit hohen Arbeitslosenzahlen, insbesondere 
 unter jungen Menschen. In Systemen, die auf Beitrags­
zahlung basieren, belastet das die zukünftigen Renten­
einkommen und erhöht das Risiko von Altersarmut.  
Im Bereich der privaten Altersvorsorge ist das anhal­
tend niedrige Zinsniveau eine gemeinsame Herausfor­
derung.

Welche OECD­Länder sind bei der Altersvor­
sorge besser aufgestellt als andere?

Queisser: Die Beantwortung dieser Frage hängt von 
den Kriterien ab, nach denen die Altersvorsorge beur­
teilt wird. Je nachdem, ob man das Rentenalter, die 
 Rentenleistung oder die Kosten des Systems betrachtet, 
wird das Urteil anders ausfallen. Einige Länder wie  
die Niederlande oder die Schweiz haben schon lange 
Misch systeme, die eine eher niedrige gesetzliche 
 Altersvorsorge mit betrieblicher und privater Vorsorge 
 flächendeckend verbinden. Andere Länder wie etwa 
Österreich setzen vorwiegend auf eine gesetzliche 
 Sicherung mit hohen Leistungen, was sich in den 
 Kosten niederschlägt. In Deutschland ist das Renten­
system auf einen finanziell nachhaltigen Pfad gebracht. 
Aber aufgrund der engen Beitrags­Leistungsbindung 
können Niedrigverdiener nur sehr geringe Renten 
 erwarten.

Welchen Stellenwert hat in den   
OECD­Ländern aktuell die Eigeninitiative  
bei der Altersvorsorge?

Queisser: Um die Eigeninitiative und die Verbreitung 
freiwilliger privater Renten zu erhöhen, haben 
 Großbritannien, Neuseeland und Chile sogenannte 
„Opt­Out“ Modelle eingeführt. Danach sind Arbeit­
geber gesetzlich verpflichtet, ihre Beschäftigten auto­
matisch in ein privates Alterssicherungssystem einzu­
schreiben. Sollten die Arbeitnehmer nicht teilnehmen 
wollen,  können sie die Teilnahme jedoch kündigen. 
 Andere Länder, in denen private Renten aufgrund 
 begrenzter öffentlicher Systeme eine wichtige Rolle 
spielen, wie beispielsweise Irland, überlegen deshalb, 
ähnliche R egelungen einzuführen.

Reichen Bildung und Vorwissen der  
Berufstätigen für eine selbstverantwortete 
 Altersvorsorge aus?

Queisser: OECD­Studien zeigen sowohl bei Erwachsenen 
als auch bei Jugendlichen große Defizite im finan ziellen 
Wissen. Jeder Einzelne sollte so früh wie  möglich über 
sein zukünftiges Alterseinkommen  nachdenken und 
dementsprechend Vorsorge treffen. Informationskam­
pagnen über Notwendigkeit und  Optionen der indivi­
duellen Altersvorsorge sowie Aufklärung über finanzielle 
Risiken sind daher besonders für jüngere Altersgruppen 
von zentraler Bedeutung. 
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